
A. Problem und Ziel 

Das Mehrseitige Übereinkommen vom 24. November 2016 zur Um -
setzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen zur Verhinderung 
der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (Multilaterales Instru-
ment – MLI) (BGBl. 2020 II S. 946, 947) wurde am 7. Juni 2017 durch 
die Bundesrepublik Deutschland unterzeichnet. Ziel ist es, die abkom-
mensbezogenen Empfehlungen des gemeinsamen Projekts der OECD 
und G20 zur Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (OECD (2013) 
Action Plan on Base Erosion and Profit Shifting – BEPS) – insbeson-
dere des Mindest standards in Aktionspunkt 6 (Vermeidung von Ab-
kommensmissbrauch) und 14 (Verbesserung der Streitbeilegung) – in 
die zwischen den  beigetretenen Staaten bestehenden Doppelbesteue-
rungsabkommen (DBA) zu implementieren. Für die Wirkung des MLI 
ist jedoch ent scheidend, welche Auswahlentscheidungen die einzelnen 
Unterzeichnerstaaten getroffen haben und inwieweit eine Übereinstim-
mung der Auswahlentscheidungen im jeweiligen bilateralen Verhältnis 
vorliegt („matching“). 

Mit der Republik Zypern wurde vereinbart, die Ergebnisse der Aus-
wahlentscheidungen zum MLI zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Republik Zypern nicht mittels des MLI selbst, sondern 
über ein bilaterales Änderungsprotokoll umzusetzen. Das Abkommen 

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Protokoll vom 19. Februar 2021 
zur Änderung des Abkommens vom 18. Februar 2011 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Zypern 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 
auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 

 

 

Deutscher Bundestag Drucksache 19/28657
19. Wahlperiode 19.04.2021

juris Lex QS
21052024 ()



vom 18. Februar 2011 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Zypern zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem  Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen (BGBl. 2011 II S. 1068, 1069) wurde 
daher aus dem Geltungsbereich des MLI aus genommen. 

B. Lösung 

Das Änderungsprotokoll vom 19. Februar 2021 fügt die sich aus der 
Übereinstimmung der Auswahlentscheidungen zum MLI ergebenden 
Regelungen in das Abkommen vom 18. Februar 2011 ein und nimmt 
erforderliche Anpassungen und Änderungen an den bestehenden 
Regelungen vor. Hervorzuheben ist, dass durch eine Änderung der 
Präambel entsprechend dem BEPS-Mindeststandard ausgedrückt 
wird, dass nicht nur Doppelbesteuerungen, sondern auch Nichtbe-
steuerungen oder reduzierte Besteuerungen vermieden werden sollen. 
Zudem wird die dem BEPS-Mindeststandard entsprechende Miss-
brauchsvermeidungsklausel, die auf ein Hauptzweck-Kriterium abstellt 
(„Principal Purpose Test“ – PPT), aufgenommen. Entsprechend dem 
aktuellen OECD-Musterabkommen wird daneben die Anwendung des 
Fremdvergleichsgrundsatzes auf die grenzüberschreitende Aufteilung 
der Gewinne zwischen einer Betriebsstätte und dem Unternehmen, zu 
dem sie gehört, eingeführt. Mit der Umsetzung folgt die Bundes -
republik Deutschland den internationalen Bemühungen, die bisher 
weitgehend uneinheitliche Praxis der internationalen Betriebsstätten-
besteuerung verbindlich an einem einheitlichen Standard, dem Fremd-
vergleichsgrundsatz, auszurichten. 

Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Änderungsprotokoll die 
für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften erlangen. 

C. Alternativen 

Keine. 

Mit Unterzeichnung des Änderungsprotokolls haben sowohl die 
Bundesrepublik Deutschland als auch die Republik Zypern das 
Abkommen vom 18.  Februar 2011 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Zypern zur Vermeidung der Doppel -
besteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen (BGBl. 2011 II 
S. 1068, 1069) in deren Auswahlentscheidungen zum MLI von der 
Liste  der erfassten Doppelbesteuerungsabkommen („covered tax 
agreements“) genommen. Eine Umsetzung der Inhalte dieses Ände-
rungsprotokolls über das MLI selbst ist daher nicht mehr möglich. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Die Maßnahmen dienen der Sicherung des Steueraufkommens. 
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protokoll weder für Unternehmen noch für Bürgerinnen und Bürger und 
für die Steuerverwaltung des Bundes und der Länder zu messbaren 
Veränderungen des Erfüllungsaufwandes.  

Die „One in, one out“-Regel ist nicht anzuwenden, weil es sich um die 
1:1-Umsetzung eines völkerrechtlichen Vertrages handelt. 

F. Weitere Kosten 

Unternehmen, insbesondere den mittelständischen Unternehmen, ent-
stehen durch dieses Gesetz keine unmittelbaren, direkten Kosten. Aus-
wirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind von diesem Gesetz nicht zu erwarten. 
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E. Erfüllungsaufwand 

Es ist davon auszugehen, dass durch das Änderungsprotokoll zum 
Abkommen kein eigenständiger Erfüllungsaufwand begründet wird. In-
formationspflichten für die Wirtschaft werden weder eingeführt noch 
verändert oder abgeschafft. Darüber hinaus führt das Änderungs -
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Nikosia am 19. Februar 2021 unterzeichneten Protokoll zur Änderung 
des Abkommens vom 18. Februar 2011 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Republik Zypern zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkom-
men und vom Vermögen (BGBl. 2011 II S. 1068, 1069) wird zugestimmt. Das 
Protokoll wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel 5 Absatz 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

E n t w u r f  

Gesetz 
zu dem Protokoll vom 19. Februar 2021 

zur Änderung des Abkommens vom 18. Februar 2011
zwischen der Bundesrepublik Deutschland

und der Republik Zypern
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung

und zur Verhinderung der Steuerverkürzung
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Vom  
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Protokoll ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden, 
da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Absatz 3 des Grund -
gesetzes erforderlich, da das Aufkommen aus den durch das Protokoll betrof-
fenen Steuern gemäß Artikel 106 Absatz 3, 5 und 6 des Grundgesetzes ganz 
oder zum Teil den Ländern oder den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Protokoll nach seinem Artikel 5 
Absatz 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Mit dem Vertragsgesetz erfolgt die Umsetzung des am 19. Februar 2021 unter-
zeichneten Protokolls zur Änderung des Abkommens vom 18. Februar 2011 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Zypern zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf 
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen (BGBl. 2011 II 
S. 1068, 1069). Schwerpunkt des Änderungsprotokolls ist die Umsetzung der 
abkommensbezogenen Empfehlungen des sog. BEPS-Projekts (OECD (2013) 
Action Plan on Base Erosion and Profit Shifting). Hervorzuheben ist, dass durch 
eine Änderung der Präambel entsprechend dem BEPS-Mindeststandard zu 
Aktionspunkt 6 ausgedrückt wird, dass sowohl Doppelbesteuerungen als auch 
Nichtbesteuerungen oder reduzierte Besteuerungen vermieden werden sollen. 
Zudem wird die dem BEPS-Mindeststandard entsprechende Missbrauchs -
vermeidungsklausel, die auf ein Hauptzweck-Kriterium abstellt („Principal 
Purpose Test“ – PPT), aufgenommen. Daneben erfolgt die Umsetzung des sog. 
„Authorized OECD Approach“ (AOA) zur Anwendung des Fremdvergleichsgrund-
satzes auf die grenzüberschreitende Aufteilung der Gewinne zwischen einer 
Betriebsstätte und dem Unternehmen, zu dem sie gehört, entsprechend dem 
aktuellen OECD-Musterabkommen. 

Das Vorhaben entspricht einer nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie vom 7. November 2018. Die dem völkerrechtlichen 
Vertrag zugrundeliegenden Maßnahmen betreffen folgende Prinzipien für nach-
haltige Entwicklung: 

„(1.) Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und 
bei allen Entscheidungen anwenden.“ 

Dabei unterstützt das Vorhaben die folgenden Indikatorenbereiche: 8.2a (Staats-
verschuldung), 8.3 (Wirtschaftliche Zukunftsvorsorge) und 8.4 (Wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit). Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezüglich anderer Indikatoren 
ist nicht gegeben. 

Die Maßnahmen dienen der Sicherung des Steueraufkommens. 

Es ist davon auszugehen, dass durch das Änderungsprotokoll zum Abkommen 
kein eigenständiger Erfüllungsaufwand begründet wird. Informationspflichten für 
die Wirtschaft werden weder eingeführt noch verändert oder abgeschafft. Darü-
ber hinaus führt das Änderungsprotokoll weder für Unternehmen noch für Bür-
gerinnen und Bürger und für die Steuerverwaltung des Bundes und der Länder 
zu messbaren Veränderungen des Erfüllungsaufwandes. Die „One in, one out“-
Regelung ist nicht anzuwenden, weil es sich bei diesem Gesetzentwurf um die 
1:1-Umsetzung eines völkerrechtlichen Vertrages handelt. 

Unternehmen, insbesondere den mittelständischen Unternehmen, entstehen 
durch dieses Gesetz keine unmittelbaren, direkten Kosten. Auswirkungen auf 
Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, 
sind von diesem Gesetz nicht zu erwarten. 
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Da der dem Vertragsgesetz zugrundeliegende völkerrechtliche Vertrag keine Be
fristung seiner Anwendung enthält, kommt eine Befristung des Vertragsgesetzes 
nicht in Betracht. Einer Evaluation des Vertragsgesetzes bedarf es nicht, da der 
dem Vertragsgesetz zugrundeliegende völkerrechtliche Vertrag nur durch einen 
weiteren bilateralen völkerrechtlichen Vertrag geändert oder durch dessen 
Kündigung einseitig beendet werden könnte. 
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Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Republik Zypern – 

von dem Wunsch geleitet, ein Protokoll zur Änderung des 
Abkommens vom 18. Feb ruar 2011 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik  Zypern zur Vermeidung der Dop
pelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf 
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen zu 
schließen – 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Die Präambel wird wie folgt gefasst: 

„Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Republik Zypern – 

von dem Wunsch geleitet, ihre wirtschaftlichen Beziehungen 
weiterzuentwickeln und ihre Zusammenarbeit in Steuersachen zu 
vertiefen, 

in der Absicht, in Bezug auf die unter  dieses Abkommen fal
lenden Steuern eine Doppelbesteuerung zu beseitigen, ohne 
Möglichkeiten zur Nicht- oder Niedrig besteuerung durch Steuer
verkürzung oder -umgehung (unter anderem durch missbräuch
liche Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem Ab
kommen vorgesehenen Erleichterungen zum mittelbaren Nutzen 
von in Drittstaaten ansässigen Personen) zu schaffen – 

sind wie folgt übereingekommen:“. 

Artikel 2 

Artikel 7 wird wie folgt gefasst: 

„Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats können 
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, das Unter
nehmen übt seine Geschäftstätigkeit im  anderen Vertragsstaat 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das Unterneh

The Federal Republic of Germany 

and 

the Republic of Cyprus – 

Desiring to conclude a Protocol amending the Agreement of 
18 February 2011 between the Federal Republic of Germany and 
the Republic of Cyprus for the Avoidance of Double Taxation and 
the Prevention of  Fiscal Evasion with respect to Taxes on  Income 
and on Capital – 

Have agreed as follows: 

Article 1 

The Preamble shall read as follows: 

“The Federal Republic of Germany 

and 

the Republic of Cyprus – 

Desiring to further develop their eco nomic relationship and to 
enhance their co-operation in tax matters, 

Intending to eliminate double taxation with respect to the taxes 
covered by this Agreement without creating opportunities for 
non-taxation or reduced taxation through tax evasion or avoid
ance (including through treaty-shopping arrangements aimed 
at obtaining reliefs provided in this Agreement for the indirect 
benefit of residents of third States) – 

Have agreed as follows:”. 

Article 2 

Article 7 shall read as follows: 

“Article 7 

Business profits 

(1) Profits of an enterprise of a Contracting State shall be tax
able only in that State unless the enterprise carries on business 
in the other Contracting State through a permanent establish
ment situated therein. If the enterprise carries on business as 

Protokoll 
zur Änderung des Abkommens vom 18. Februar 2011 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Zypern 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Protocol 
amending the Agreement of 18 February 2011 

between the Federal Republic of Germany 
and the Republic of Cyprus 

for the Avoidance of Double Taxation 
and the Prevention of Fiscal Evasion with 

respect to Taxes on Income and on Capital 
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men seine Geschäftstätigkeit auf diese  Weise aus, so können die 
Gewinne, die der Betriebsstätte in Übereinstimmung mit Ab
satz 2 zugerechnet werden können, im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Im Sinne dieses Artikels und des Artikels 22 handelt es sich 
bei den Gewinnen, die in jedem Vertragsstaat einer in Absatz 1 
genannten Betriebsstätte zugerechnet werden können, um die 
Gewinne, welche die Betriebsstätte, insbesondere in ihren wirt
schaftlichen Beziehungen mit anderen Teilen des Unternehmens, 
voraussichtlich erzielen würde, wenn sie ein selbständiges und 
unabhängiges Unternehmen wäre, das die gleichen oder ähn 
liche Tätigkeiten unter den gleichen oder ähnlichen Bedingungen 
ausübt, unter Berücksichtigung der von dem Unternehmen durch 
die Betriebsstätte und durch die anderen Teile des Unterneh
mens ausgeübten Funktionen, genutzten Vermögenswerte und 
übernommenen Risiken. 

(3) Wenn ein Vertragsstaat in Übereinstimmung mit Absatz 2 
die Gewinne, die der Betriebsstätte eines Unternehmens  eines 
Vertragsstaats zugerechnet werden können, berichtigt und Ge
winne des Unternehmens entsprechend besteuert, die bereits im 
anderen Staat besteuert wurden, wird der andere Staat, soweit 
zur Beseitigung einer Doppelbesteuerung dieser Gewinne erfor
derlich, eine entsprechende  Änderung vornehmen, wenn er der 
Berichtigung des erstgenannten Staates zustimmt; stimmt der 
andere Vertragsstaat nicht zu, so bemühen sich die Vertragsstaa
ten, eine sich daraus ergebende Doppel besteuerung durch Ver
ständigung zu beseitigen. 

(4) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Arti
keln gesondert behandelt werden, so werden jene Artikel durch 
diesen Artikel nicht berührt.“ 

Artikel 3 

Der Wortlaut des Artikels 27 (Anwendung des Abkommens in 
bestimmten Fällen) wird Artikel 27 Absatz 1. Ein neuer Artikel 27 
Absatz 2 mit folgendem Wortlaut wird eingefügt: 

„(2) Ungeachtet der sonstigen Bestimmungen dieses Abkom
mens wird eine Vergünstigung nach dem Abkommen nicht für 
bestimmte Einkünfte oder Vermögenswerte gewährt, wenn unter 
Berücksichtigung aller maßgeblichen Tatsachen und Umstände 
die Feststellung gerechtfertigt ist, dass der Erhalt dieser Vergüns
tigung einer der Hauptzwecke einer Gestaltung oder Transaktion 
war, die unmittelbar oder mittelbar zu dieser Vergünstigung ge
führt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die Gewäh
rung dieser Vergünstigung unter diesen Umständen mit dem Ziel 
und Zweck der einschlägigen Bestimmungen des Abkommens 
im Einklang steht.“ 

Artikel 4 

Nummer 5 Unterabsatz 5.4 des Protokolls zum Abkommen 
wird aufgehoben. 

Artikel 5 

(1) Dieses Änderungsprotokoll bedarf der Ratifikation; die Ra
tifikationsurkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht. 

(2) Dieses Änderungsprotokoll tritt am Tag des Austauschs 
der Ratifikationsurkunden in Kraft und findet in beiden Vertrags
staaten Anwendung 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das dem Jahr folgt, in dem das Änderungsprotokoll 
in Kraft getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume ab 
dem 1. Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das dem 
Jahr folgt, in dem das Änderungsprotokoll in Kraft getreten 
ist. 

aforesaid, the profits that are attributable to the permanent es
tablishment in accordance with the provisions of paragraph 2 
may be taxed in that other State. 

(2) For the purposes of this Article and Article 22, the profits 
that are attributable in each Contracting State to the permanent 
establishment referred to in paragraph 1 are the profits it might 
be expected to make, in particular in its dealings with other parts 
of the enterprise, if it were a separate and independent enterprise 
engaged in the same or similar activities under the same or 
similar conditions, taking into account the functions performed, 
assets used and risks assumed by the enterprise through the 
permanent establishment and through the other parts of the 
enterprise. 

(3) Where, in accordance with paragraph 2, a Contracting 
State adjusts the profits that are attributable to a permanent es
tablishment of an enterprise of one of the Contracting States and 
taxes accordingly profits of the enterprise that have been 
charged to tax in the other State, the other State shall, to the 
extent necessary to eliminate double taxation on these profits, 
make an appropriate adjustment if it agrees with the adjustment 
made by the first mentioned State; if the other Contracting State 
does not so agree, the Contracting States shall endeavour to 
eliminate any double taxation resulting therefrom by mutual 
agreement. 

(4) Where profits include items of income which are dealt with 
separately in other Articles of this Agreement, then the provisions 
of those Articles shall not be affected by the provisions of this 
Article.”. 

Article 3 

The wording of Article 27 (Application of the Agreement in 
Special Cases) shall be paragraph 1 of Article 27. A new para
graph 2 of Article 27 shall be inserted with the following word
ing: 

“(2) Notwithstanding the other provisions of this Agreement, 
a benefit under this Agreement shall not be granted in respect of 
an item of income or capital if it is reasonable to conclude, having 
regard to all relevant facts and circumstances, that obtaining that 
benefit was one of the principal purposes of any arrangement or 
transaction that resulted directly or indirectly in that benefit, 
unless it is established that granting that benefit in these circum
stances would be in accordance with the object and purpose of 
the relevant provisions of this Agreement.”. 

Article 4 

Sub-paragraph 5.4 of paragraph 5 of the Protocol to the 
Agreement shall be deleted. 

Article 5 

(1) This Amending Protocol shall be ratified and the instru
ments of ratification shall be exchanged as soon as possible. 

(2) This Amending Protocol shall enter into force on the day 
of the exchange of the instruments of ratification and shall have 
effect in both Contracting States: 

a) in the case of taxes withheld at source, in respect of amounts 
paid on or after the first day of January of the calendar year 
next following that in which this Amending Protocol entered 
into force; 

b) in the case of other taxes, in respect of taxes levied for 
periods beginning on or after the first day of January of the 
calendar year next following that in which this Amending 
Protocol entered into force. 
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Geschehen zu Nikosia am 19. Februar 2021 in zwei Urschrif
ten, jede in deutscher, griechischer und englischer Sprache, wo
bei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Ausle
gung des deutschen und des griechischen Wortlauts ist der 
englische Wortlaut maßgebend. 

Done at Nicosia on 19th of February, 2021, in duplicate, each 
in the German, Greek and English languages, all three texts being 
authentic. In the case of divergent interpretation of the German 
and the Greek texts, the English text shall prevail. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 

Fr a n z  K r e m p  

Für die Republik Zypern 
For the Republic of Cyprus 

C o n s t a n t i n o s  Pe t r i d e s  
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I .  A l l g e m e i n e s  

Das in Nikosia am 19. Februar 2021 unterzeichnete 
Änderungsprotokoll ändert das Abkommen vom 18. Feb
ruar 2011 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Zypern zur Vermeidung der Doppelbesteue
rung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
(BGBl. 2011 II S. 1068, 1069). 

Die Inhalte des Änderungsprotokolls beruhen auf den 
Arbeiten im Rahmen des Mehrseitigen Übereinkommens 
vom 24. November 2016 zur Umsetzung steuerabkom
mensbezogener Maßnahmen zur Verhinderung der Ge
winnverkürzung und  Gewinnverlagerung (Multilaterales 
Instrument  MLI) (BGBl. 2020 II S. 946, 947), das am 
7. Juni 2017 durch die  Bundesrepublik Deutschland un
terzeichnet wurde. Ziel ist es, die abkommensbezogenen 
Empfehlungen des gemeinsamen Projekts der OECD und 
G20 zur Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung 
(OECD (2013) Action Plan on Base Erosion and  Profit 
Shifting  BEPS)  insbesondere des Mindeststandards 
in Aktionspunkt 6 (Vermeidung von Abkommensmiss
brauch)  in die zwischen den beigetretenen Staaten 
bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) zu 
implementieren. Für die Wirkung des MLI ist entschei
dend, welche Auswahlentscheidungen die einzelnen Un
terzeichnerstaaten getroffen haben und inwieweit eine 
Übereinstimmung der Auswahlent scheidungen im jewei
ligen bilateralen Verhältnis vorliegt („matching“). 

Mit der Republik Zypern wurde vereinbart, die Ergebnisse 
der Auswahlentscheidungen zum MLI zwischen der Bun
desrepublik Deutschland und der Republik Zypern nicht 
mittels des MLI selbst, sondern über ein bilaterales 
Änderungsprotokoll umzusetzen. Das Abkommen vom 
18. Februar 2011 zwischen der Bundesrepublik Deutsch
land und der Republik Zypern zur Vermeidung der Dop
pelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkür
zung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen wurde daher aus dem Geltungsbereich 
des MLI ausgenommen. 

I I .  B e s o n d e r e s  

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel ersetzt den Wortlaut der Präambel des 
Abkommens. Der neue Wortlaut ergänzt die Zielsetzung 
der Verhinderung von Steuerverkürzung zusätzlich explizit 
um die Vermeidung von Möglichkeiten zur Nicht- oder 
Niedrigbesteuerung durch Steuerumgehung (u. a. durch 
missbräuchliche Gestaltung). 

Damit wird der Mindeststandard zu Aktionspunkt 6 des 
gemeinsamen BEPS-Projekts der OECD und G20 umge
setzt. Demnach soll bereits in der Präambel eindeutig 
zum Ausdruck gebracht werden, dass Sinn und Zweck 
des DBA neben der Vermeidung von Doppelbesteuerung 
auch die Verhinderung von Steuerverkürzung oder 
Steuerumgehung ist. Diese eindeutige Absichtsbekun
dung der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Zypern soll für die Aus legung und Anwendung der Be
stimmungen des Abkommens gemäß Artikel 31 des Wie
ner Übereinkommens über das Recht der Verträge (BGBl. 
1985 II S. 926, 927) auch im Hinblick auf die Verhinderung 

von Steuerverkürzung und Steuerumgehung maßgeblich 
sein. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Unternehmens
gewinnen und ersetzt den bisherigen Wortlaut des Ar 
tikels 7 des Abkommens. Die OECD-Mitgliedstaaten ha
ben sich darauf geeinigt, den Fremdvergleichsgrundsatz, 
wie er für rechtlich selbständige, verbundene Unterneh
men in Artikel 9 des OECD-Musterabkommens 2017 nie
dergelegt ist, auch auf die Verhältnisse zwischen einem 
Unternehmen und seiner in einem anderen Staat gelege
nen Betriebsstätte anzuwenden. Der neugefasste Artikel 7 
des Abkommens folgt weitgehend der aktuellen Fassung 
des OECD-Musterabkommens 2017 und ermöglicht so 
die Abgrenzung der einer Betriebsstätte zuzurechnenden 
Gewinne entsprechend den Empfehlungen der OECD. In 
den Absätzen 1 bis 3 wird der neue OECD-Standard 
(„Authorized OECD Approach“  AOA) umgesetzt. Zudem 
haben sich die Vertragsstaaten für die in dem Kommentar 
der OECD zu Artikel 7 Absatz 3 OECD-Musterabkommen 
2017 angebotene Form der Gewinnberichtigung bei Be
triebsstätten entschieden. Danach erfolgt im anderen 
Staat eine angemessene Berichtigung des Gewinns ent
weder einvernehmlich oder im Rahmen eines Verstän 
digungsverfahrens. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel ergänzt das Abkommen um eine allgemeine 
Missbrauchsvermeidungsklausel, die auf ein Haupt
zweck-Kriterium abstellt („Principal Purpose Test“ – PPT). 
Danach können Vergünstigungen nach dem Abkommen 
in den Fällen versagt werden, in denen eine Gewährung 
dieser Vergünstigungen unangemessen wäre. Diese Rege
lung entspricht dem sog. BEPS-Mindeststandard zu Ak 
tionspunkt 6 der abkommensbezogenen Empfehlungen. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel hebt die Nummer 5 Unterabsatz 5.4 des 
Protokolls zum Abkommen auf. Die bisherige Daten
schutzklausel ist aufgrund der zwischenzeitlich in Kraft 
getretenen Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso
nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (EU-Datenschutz
grundverordnung) nicht länger erforderlich. Da sowohl die 
Bundesrepublik Deutschland als auch die Republik 
Zypern Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind, ist 
der Schutz personenbezogener Daten durch die Bestim
mungen der EU-Datenschutzgrundverordnung gewähr
leistet. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel regelt in Absatz 1 die Ratifikation und in Ab
satz 2 das Inkrafttreten sowie die zeitliche Anwendung 
des Änderungsprotokolls. Hiernach tritt das Änderungs
protokoll am Tag des Austauschs der Ratifikationsurkun
den in Kraft und ist für die Bundesrepublik Deutschland 
ab dem 1. Januar des Jahres anzuwenden, das auf das 
Jahr des Inkrafttretens folgt. 

Denkschrift 
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